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Antrag 

der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Herstellung des Einvernehmens von Bundestag und Bundesregierung zum 
Begehren der Republik Litauen, der dritten Stufe der Europäischen Wirtschafts- 
und Währungsunion beizutreten und den Euro ais Umiaufwährung einzuführen 

hier: Steilungnahme des Deutschen Bundestages nach Artikel 23 Absatz 3 des 
Grundgesetzes i. V. m. § 9a des Gesetzes über die Zusammenarbeit 
von Bundesregierung und Deutschem Bundestag 
in Angeiegenheiten der Europäischen Union 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Vertrag über die Europäische Union (EUV) und der Vertrag über die Arbeits- 
weise der Europäischen Union (AEUV) sehen die Verpflichtung aller Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Union vor, zur Verwirklichung der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion beizutragen. Die Europäische Kommission und die Europäische Zent- 
ralbank (EZB) berichten nach Artikel 140 Absafz 1 AEUV mindesfens einmal alle 
zwei Jahre oder auf Antrag eines Mitgliedstaats, inwieweit Mitgliedstaaten, die 
noch nicht den Euro als Währung eingeführt haben, ihren Verpflichtungen nachge- 
kommen sind (ausgenommen sind das Vereinigte Königreich und Dänemark), ln 
den Berichten wird geprüft, ob die innerstaatlichen Rechtsvorschriften dieser Mit- 
gliedstaaten einschließlich der Satzung ihrer Zentralbank deren Unabhängigkeit 
gewährleisten und mit den Verträgen der Europäischen Union und der Satzung des 
Europäischen Systems der Zentralbanken (ESZB) und der EZB im Einklang ste- 
hen. Ferner wird untersucht, ob ein hoher Grad an dauerhafter Konvergenz erreicht 
ist — mit einem hohen Grad an Preisstabilität, einer auf Dauer tragbaren Finanzlage 
der öffentlichen Fland, der Einhaltung der normalen Breiten des Wechselkursme- 
chanismus des Europäischen Währangssystems über mindestens zwei Jahre ohne 
Abwertung gegenüber dem Euro und der dauerhaften Konvergenz der langfristigen 
Zinssätze. 

Die Republik Litauen ist zum 1 . Mai 2004 der Europäischen Union beigetreten und 
hat bereits am 16. März 2006 die Europäische Kommission und die Europäische 
Zentralbank um Prüfung gebeten, ob sie die notwendigen Voraussetzungen zur 
Einführang der gemeinsamen europäischen Währung Euro erfüllt. Die EU- 
Kommission konnte dem Beitrittswunsch zum damaligen Zeitpunkt nicht entspre- 
chen, weil Litauen die im Vertrag von Maastricht verankerten Konvergenzkriterien 
für den Eintritt in die dritte Stufe der Währungsunion nicht umfassend erfüllte. 
Insbesondere das Kriterium der Preisstabilität wurde verfehlt. Litauen blieb daher 
bis heute außerhalb der dritten Stufe der Währungsunion, gehört also zu den EU- 
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Mitgliedern, die gemäß Artikel 139 AEUV „als Mitgliedstaaten mit Ausnahmere- 
gelung“ bezeichnet werden. Nachdem die baltischen EU-Mitgliedstaaten Estland 
zum 1. Januar 2011 und Lettland zum 1. Januar 2014 dem Euro beigetreten sind, 
hat Litauen der Europäischen Union im Januar dieses Jahres erneut seinen Wunsch 
mitgeteilt, die Gemeinschaftswährang einfuhren zu dürfen. 

Mit einem Beitritt Litauens zum Eurowährungsgebiet zum 1. Januar 2015 wird die 
Eurozone 19 Mitgliedstaaten umfassen. Die Zahl der Mitglieder im Rat der EZB 
wird sich damit auf 25 (19 Präsidenten der nationalen Notenbanken und sechs Mit- 
glieder des EZB -Direktoriums) erhöhen. Damit tritt das in Artikel 10.2 der ESZB- 
Satzung festgelegte Rotationsprinzip in Kraft (Modifizierung nur durch Vertrags- 
änderang möglich). Dieses wird dazu führen, dass der Präsident der Deutschen 
Bundesbank alle fünf Monate für einen Monat kein Stimmrecht haben wird, jedoch 
weiterhin an allen Sitzungen des EZB-Rates mit Rederecht teilnehmen kann. Vom 
Rotationsprinzip sind auch die anderen Notenbankpräsidenten betroffen. Entschei- 
dungen zu finanziellen Angelegenheiten des Eurosystems nach Artikel 10.3 der 
ESZB-Satzung (u. a. Einzahlung und Änderung des EZB-Kapitals, Anpassung des 
Kapitalschlüssels, Verteilung der monetären Einkünfte sowie der Gewinne und 
Verluste der EZB) sind nicht vom Rotationsprinzip betroffen. Die Interessen der 
Deutschen Bundesbank im EZB-Rat bleiben gewahrt, zumal der Präsident der 
Deutschen Bundesbank weiterhin seine Bedenken gegen geldpolitische Entschei- 
dungen des EZB-Rates vortragen kann. Zudem gewährleistet das Rotationsprinzip, 
dass das EZB-Direktorium, indem bislang immer eine Deutsche/ein Deutscher 
vertreten war, gegenüber der wachsenden Zahl nationalen Zentralbankpräsidenten 
nicht an Bedeutung verliert. 

II. Entscheidungsverfahren und Einvemehmensherstellung mit dem Bundestag 

Auf EU-Ebene ist im Rat für Wirtschaft und Finanzen (ECOFIN) am 19./20. Juni 

2014 das politische Einvernehmen zum Beitritt Litauens zur dritten Stufe der Eu- 
ropäischen Wirtschafts- und Währungsunion erzielt worden. Nach dem weiteren 
Verfahren folgt am 26. Juni 2014 die nach Artikel 140 Absatz 2 AEUV vorgese- 
hene Aussprache beim Europäischen Rat dazu. Voraussichtlich am 14. Juli 2014 
findet eine Anhörung des Europäischen Parlaments statt. Die formelle Entschei- 
dung über den Beitritt trifft der Rat voraussichtlich am 23. Juli 2014 nach Anhö- 
rung des Europäischen Parlaments. 

Innerstaatlich soll die Bundesregierung vor ihrer Zustimmung zu dem Beschluss 
im Rat das Einvernehmen mit dem Deutschen Bundestag hersteilen (§ 9a des Ge- 
setzes über die Zusammenarbeit von Bundesregierung und Deutschem Bundestag 
in Angelegenheiten der Europäischen Union). Der Bundesminister der Finanzen 
hat den Deutschen Bundestag mit Schreiben vom 10. Juni 2014 gebeten, von sei- 
nem Recht zur Stellungnahme vor dem Europäischen Rat am 26. Juni 2014 Ge- 
brauch zu machen. 

III. Konvergenzkriterien und Beitrittsreife 

ln ihren Berichten vom 4. Juni 2014 stellen sowohl die Kommission als auch die 
EZB fest, dass Litauen die Konvergenzkriterien für den Beitritt zum Euro erfüllt. 
Sie schlagen gleichzeitig vor, die Ausnahmeregelung nach Artikel 139 Absatz 1 
AEUV für Litauen aufzuheben. Die Republik Litauen könnte damit zum 1 . Januar 

2015 der dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) beitreten. 

Die Konvergenzkriterien sind nach Artikel 140 Absatz 1 AEUV: 

• ein hohes Maß an Preisstabilität, dabei darf die durchschnittliche Infiationsrate 
diejenige der höchstens drei EU-Mitgliedstaaten mit dem besten Ergebnis auf 
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dem Gebiet der Preisstabilität um nicht mehr als 1,5 Prozentpunkte überstei- 
gen; 

• eine auf Dauer tragbare Finanzlage der öffentlichen Hand, ersichtlich aus einer 
öffentlichen Haushaltslage ohne übermäßiges Defizit; 

• eine dauerhafte Konvergenz des Zinsniveaus, wobei die Zinsen für langfristige 
Staatsanleihen das entsprechende durchschnittliche Zinsniveau der drei EU- 
Mitgliedsländer mit dem besten Ergebnis auf dem Gebiet der Preisstabilität um 
nicht mehr als 2 Prozentpunkte überschreiten dürfen; 

• Wechselkursstabilität gegenüber dem Euro im Rahmen einer erfolgreichen 
Teilnahme am Wechselkursmechanismus der Europäischen Währangsunion 
ohne ernsthafte Spannungen für den Wechselkurs über einen Zeitraum von 
zwei Jahren vor dem Beitritt; 

• rechtliche Konvergenz (unter anderem Unabhängigkeit der Zentralbank); 

• weitere Faktoren, wie z. B. die Ergebnisse bei der Integration der Märkte so- 
wie den Stand und die Entwicklung der Leistungsbilanzen, die Entwicklung 
bei den Lohnstückkosten und anderer Preisindizes. 

IV. Ergebnisse der Konvergenzprüfung von EU-Kommission und EZB 

Litauen ist seinen Verpflichtungen bei der Verwirklichung der Wirtschafts- und 
Währangsunion nachgekommen; die innerstaatlichen Rechtsvorschriften Litauens, 
einschließlich der Satzung seiner Zentralbank, sind mit den Artikeln 130 und 131 
AEUV und mit der Satzung des ESZB und der EZB vereinbar. Die durchschnittli- 
che Inflationsrate Litauens lag im Zwölfmonatszeitraum bis einschließlich April 
2014 bei 0,6 Prozent und damit deutlich unter dem Referenzwert von 1,7 Prozent. 
Nach Auffassung der Kommission ist sie nachhaltig — die EZB hält dem gegenüber 
erhöhte Inflationsraten im Zuge der wirtschaftlichen Konvergenz für möglich. Der 
Politik stünden jedoch Instrumente und Institutionen zur Verfügung, um zu Stabili- 
tät bei erhöhtem Preisdrack beizutragen. Bei einem Haushaltsdefizit von 2,2 Pro- 
zent des (Brattoinlandsprodukts) BIP im Jahr 2013 ist Litauen nicht Gegenstand 
eines Verfahrens über das Vorliegen eines übermäßigen Defizits und auch nicht 
einer eingehenden Prüfung im Rahmen des Ungleichgewichteverfahrens. Die 
Staatsschuldenquote lag 2013 bei 39,4 Prozent des BIP und damit deutlich unter 
dem Durchschnitt der Euro-Staaten und dem Referenzwert von 60 Prozent des BIP. 
Litauen ist seit Juni 2004 Mitglied des Wechselkursmechanismus (WKM II). In 
den vergangenen zwei Jahren, die der Bewertung von Europäischer Kommission 
und EZB zugrunde liegen, wich der litauische Litas nicht vom Leitkurs des WKM 
II (1 Euro = 3,45280 litauische Litas) ab. Der Litas war im Bewertungszeitraum 
keinen Spannungen ausgesetzt. Im Zwölfmonatszeitraum bis einschließlich April 
2014 lag der langfristige Zinssatz in Litauen bei durchschnittlich 3,6 Prozent und 
damit deutlich unter dem Referenzwert von 6,2 Prozent. 

Die EZB identifiziert in ihrem Bericht aber auch wirtschaftspolitische Herausforde- 
rungen und Reformbedarf, u. a. bei der Flexibilisierung des Kündigungsschutz- 
rechts und der Besteuerung des Faktors Arbeit. Das Land solle zum Erhalt der 
Wettbewerbsfähigkeit eine am Produktivitätswachstum orientierte Lohnentwick- 
lung verfolgen, Bildungsanstrengungen insbesondere zur Ausschöpfung des Fach- 
kräftepotenzials verstärken und seine Abhängigkeit von ausländischen Energie- 
quellen verringern. Die Effizienz der öffentlichen Verwaltung müsse verbessert, 
die Finanzmarktaufsicht auch weiterhin gestärkt und der Anteil notleidender Kredi- 
te weiterhin verringert werden. Es sei insgesamt sicherzustellen, dass der litauische 
Finanzsektor einen nachhaltigen Beitrag zum Wirtschaftswachstum leistet. 

Jenseits der von Kommission und EZB festgestellten formalen Einhaltung der 
Konvergenzkriterien ist festzustellen, dass Litauen auch in der schweren Wirt- 
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Schafts- und Finanzkrise der vergangenen Jahre eine bemerkenswert positive Ent- 
wicklung genommen hat. Das BIP pro Einwohner hat sich seit dem Jahr 2004 von 
25 Prozent des EU-Durchschnitts (Euro je Einwohner, EU-28) auf im Jahr 45,5 
Prozent 2013 nahezu verdoppelt. Für 2014 und 2015 wird weiterhin ein starkes 
Wirtschaftswachstum über 3 Prozent erwartet. Die Wirtschaftsleistung hat wieder 
das Niveau vor der Finanzkrise erreicht. Die Wettbewerbsfähigkeit hat sich durch 
eine günstige Lohnstückkostenentwicklung in den vergangenen Jahren erhöht. Die 
traditionell sehr hohe litauische Marktintegration, die 2009 vorübergehend zurück- 
gegangen war, ist seither auf einen deutlich über das Vorkrisenniveau hinausge- 
henden Wert gestiegen. Das unternehmerische Umfeld ist stabil, eine Flerausforde- 
rung besteht allerdings im weiteren Abbau der Arbeitslosigkeit (Arbeitslosenquote 
2013: 1 1,8 Prozent). 

Die im Zuge der Finanzmarktkrise erforderlichen Reformen und Einschnitte bei 
den Sozialausgaben wurden von der Bevölkerung als notwendig und unumgänglich 
akzeptiert. Litauen hat damit bewiesen, dass es Bündnispartner für eine stabilitäts- 
orientierte Politik der Eurozone ist, in der strukturell ausgeglichene Haushalte und 
Wachstum keinen Gegensatz bilden und gleichzeitig erreicht werden können. Li- 
tauen ist auch ein gutes Beispiel dafür, dass die Europäische Währangsunion trotz 
der immer noch nachwirkenden Wirtschafts- und Finanzkrise nicht an Anzie- 
hungskraft verloren hat. Der Deutsche Bundestag begrüßt nachdrücklich die erfolg- 
reichen Anstrengungen Litauens, die Bedingungen für einen Beitritt zur dritten 
Stufe der Europäischen Währungsunion zu erfüllen. 

V. Stellungnahme und Erwartungen des Deutschen Bundestages 
Der Bundestag 

1. erklärt sein Einvernehmen, dass die Bundesregierang im Rat der Beschluss- 
empfehlung der Europäischen Kommission über die Aufhebung der Ausnah- 
meregelungen für Litauen gemäß Artikel 140 Absatz 2 AEUV zustimmt und 
die damit verbundene Einführung des Euro als Währung vom 1. Januar 2015 
an unterstützt; 

2. ermutigt die litauische Republik, den eingeschlagenen Weg zur dauerhaften 
Sicherung stabiler öffentlicher Finanzen und einer Politik der Stärkung von 
Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit auch als Mitglied der Währangsunion 
fortzusetzen; 

3. bestärkt Litauen, die in der Empfehlung des Rates zum Nationalen Reformpro- 
gramm Litauens für die Jahre 2012 bis 2016 genannten Strakturreformen zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und Erhöhung der Erwerbsbeteiligung, ins- 
besondere bei der Beschäftigung älterer Arbeitnehmer, voranzubringen und 

4. begrüßt alle Bemühungen des Landes, die Effizienz der staatlichen Verwaltung 
zu verbessern, Armut und Ausgrenzung entschlossen zu bekämpfen, das staat- 
liche Rentensystem an die demographische Herausforderung anzupassen und 
Litauen nicht nur in wirtschaftlicher und fiskalischer, sondern auch in sozialer 
Hinsicht voranzubringen. 


Berlin, den 23. Juni 2014 


Volker Kauder, Gerda Hasselfeldt und Fraktion 
Thomas Oppermann und Fraktion 

Katrin Göring-Eekardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion 
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